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Sachgebiet 111 


Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
- Wahlprüfungsangelegenheiten - 


betr. Einspruch des Dr. Joachim Rassat, seiner Ehefrau Leoni Rassat und seines 
Sohnes Marc Rassat, Villeneuve-Loubet Plage (via Nice), Frankreich 
Bevollmächtigter: RA Dr. Volker Charbonnier, Köln, gegen die Gültigkeit der Wahi 
zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 28/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Hinweis auf die Verfassungswidrigkeit des § 12 des Bundes- 
wahlgesetzes 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 7. Juni 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 

Dr. de With 

Vorsitzender 


Dr. Klein (Göttingen) 

Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 28/72 - des Dr. Joachim Rassat, seiner Ehefrau Leoni Rassat 

und seines Sohnes Marc Rassat, 

Villeneuve-Loubet Plage (via Nice), Frankreich, Bevollmächtigter: RA Dr. Volker Charbonnier, Köln, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 22. Dezember 1972 - einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 27. De- 
zember 1972 - hat RA Dr. Charbonnier im Auf- 
träge der Einspruchsführer - Vollmachten sind 
beigefügt - Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung führt der Bevollmächtigte aus, 
die Einspruchsführer sähen sich - wie Hundert- 
tausende andere Deutsche - zu Unrecht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen, obwohl Artikel 38 
des Grundgesetzes (GG) dieses Wahlrecht. garan- 
tiere. Die Einspruchsführer seien Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland, sie lebten seit Jahren 
im Ausland und hätten dort ihren Wohnsitz. Der 
Einspruchsführer Dr. Rassat habe als Journalist 
während seines Auslandsaufenthalts die engsten 
beruflichen Beziehungen zum Bundesgebiet. Er 
besitze mit seiner Familie jedoch keinen Wohn- 
sitz in der Bundesrepublik. 

Die Einspruchsführer seien im höchsten Maße 
daran interessiert gewesen, an den Bundestags- 
wahlen vom 19. November 1972 teilzunehmen. 
Der Kreiswahlleiter Köln habe sich jedoch auf 
Grund des § 12 Abs. 1 Ziff. 2 des Bundeswahl- 
gesetzes (BWG) daran gehindert. Diese Norm 
schließe ihrem Wortlaut nach die Deutschen, die 
ihren ständigen Wohnsitz ausschließlich im Aus- 
land haben, grundsätzlich vom Wahlrecht aus 
und stelle sie damit Entmündigten und Verbre- 
chern gleich. Unter den Deutschen im Ausland 
privilegiere § 12 Abs, 2 BWG ohne ersichtlichen 
Grund Angehörige des öffentlichen Dienstes und : 
sogar deren Hauspersonal, denen ein Wahlrecht 
zugestanden werde, auch wenn sie keinen Wohn- 
sitz im Bundesgebiet hätten. 

Der Bevollmächtigte der Einspruchsführer vertritt 
die Auffassung, die Regelung widerspreche ins- 
gesamt dem Rechtsgefühl und sei rechtsgrund- 
sätzlich nicht zu halten. § 12 Abs. 1 Ziff. 2 BWG 
sei verfassungswidrig, weil diese Norm das durch 
Artikel 38 GG garantierte Wahlrecht für einen 
Teil, und zwar für einen sehr erheblichen, der 
bundesdeutschen Bevölkerung beseitige. 

Zum Vorverfahren führt der Bevollmächtigte aus, 
die Einspruchsführer hätten versucht, ihr Wahl- 
recht im Verfahren nach dem Bundeswahlgesetz 


beim Wahlamt Köln und Kreiswahlleiter Köln 
durchzusetzen. 

Am 12. Oktober 1972 habe er das Wahlamt der 
Stadt Köln darum ersucht, die Einspruchsführer 
in das Kölner Wählerverzeichnis einzutragen 
und ihnen je einen Wahlschein zuzustellen. Die- 
ser Antrag sei seitens der Stadt Köln mit Be- 
scheid vom 18. Oktober 1972 abgelehnt worden. 

ln dem Bescheid der Stadt Köln wird ausgeführt, 
die Voraussetzungen für eine Wahlberechtigung 
seien durch den Einspruchsführer und seine Fa- 
milie nicht erfüllt. Für den Einspruchsführer, 
Dr. Rassat, treffe auch § 16 Abs. 2 der Bundes- 
wahlordnung (BWO) nicht zu, da er kein Beam- 
ter, Angestellter oder Arbeiter sei, der im öffent- 
lichen Dienst stehe, und auf Anordnung seines 
Dienstherrn seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Ausland genommen habe. 

Gegen diesen Bescheid hat der Bevollmächtigte 
im Namen der Einspruchsführer Einspruch einge- 
legt und darauf hingewiesen, daß es sich bei der 
Zulassung zur Wahl der Einspruchsführer um 
eine reine Rechtsfrage handele, die letztlich nur 
vom Bundesverfassungsgericht entschieden wer- 
den könne. 

Der Einspruch wurde von der Stadt Köln mit 
Schreiben vom 27. Oktober 1972 zurückgewiesen 
unter Hinweis darauf, daß die Einspruchsführer 
nicht die Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 BWG 
erfüllten. Die gegen diesen Bescheid eingelegte 
Beschwerde des Bevollmächtigten der Einspruchs- 
führer wurde vom Oberstadtdirektor der Stadt 
Köln als Kreiswahlleiter mit Bescheid vom 
2. November 1972 verworfen, und zwar unter 
Hinweis auf die wahlrechtlichen Bestimmungen. 

Der Bevollmächtigte der Einspruchsführer geht 
im übrigen in seiner Einspruchsbegründung auf 
die vermeintliche Verfassungswidrigkeit des § 12 
Abs. 1 Ziff. 2 BWG ein. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 
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Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Der Wahlprüfungsausschuß hat sich bereits in frü- 
heren Wahlperioden mit den von den Einspruchs- 
führern vorgetragenen Fragen befassen müssen. 
Nach § 12 Abs. 1 BWG ist die Wahlberechtigung 
jedoch nicht nur an die Vollendung des 18. Lebens- 
jahres und an die deutsche Staatsangehörigkeit ge- 
bunden, sondern auch an einen Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt im Wahlgebiet geknüpft. Mit die- 
ser Regelung wird nach der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts dem Grundsatz von der All- 
gemeinheit der Wahl nach Artikel 38 Abs. 1 GG ge- 
nügt. Da der Wirkungsbereich des Deutschen Bun- 
destages sich nur auf den Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes erstrecken kann, kann das aktive Wahlrecht 
auch nur dem Teil der deutschen Bevölkerung ge- 
währt werden, der im Bundesgebiet seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt hat [vgl. BundesVerfGE 
Bd. 5, 1 (6)]. 

Es braucht hier nicht des näheren geprüft zu wer- 
den, ob der Ausschluß von im Ausland lebenden 
Deutschen vom Wahlrecht eine Diskriminierung dar- 
stellt. Ein Vergleich mit anderen freiheitlich-demo- 
kratischen Staaten zeigt, daß auch dort ein aktives 
Wahlrecht sämtlicher Staatsangehöriger nicht vor- 
gesehen ist. Soweit den im Ausland lebenden Staats- 
angehörigen überhaupt das Wahlrecht eingeräumt 
wird, geschieht dies nur in Bezug auf bestimmte 
Gruppen oder für eine bestimmte verhältnismäßig 
kurze Zeit nach Verlassen des Heimatstaates, oder 


es wird für seine Ausübung die Rückkehr in den 
Heimatstaat vorausgesetzt. 

Der Innenausschuß des Bundestages hat sich eben- 
falls mit dieser Problematik befaßt und auf Druck- 
sache VI/3482 dem Bundestag einen Antrag zuge- 
leitet, in dem die Bundesregierung u. a. ersucht 
wird, 

„die verfassungsrechtliche und verfassungspolitische 
Problematik um die Ausweitung des Wahlrechts 
zum Deutschen Bundestag für nicht im Wahlgebiet 
wohnende Deutsche unter Berücksichtigung der Ent- 
wicklung in den übrigen Europäischen Gemeinschaf- 
ten weiter zu untersuchen und den gesetzgebenden 
Körperschaften eine befriedigende Lösung zu unter- 
breiten.'' 

Dieser Antrag wurde in der 190. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 9. Juni 1972 angenommen. 
Der Ausschuß geht davon aus, daß die Bundesregie- 
rung so rechtzeitig einen Gesetzentwurf einbringt, 
der im Sinne der Entschließung eine Lösung der auf- 
geworfenen Fragen vorsieht, daß er noch vor Beginn 
der Vorbereitungen für die nächste Bundestagswahl 
vom Bundestag verabschiedet werden kann. 

Der Wahlprüfungsausschuß hat in ständiger Übung 
die Auffassung vertreten, daß es nicht seine Auf- 
gabe sein kann, im Rahmen eines Wahlprüfungsver- 
fahrens die Gültigkeit oder Zweckmäßigkei beste- 
hender gesetzlicher Bestimmungen nachzuprüfen, da 
dies ausschließlich Aufgabe des Bundesverfassungs- 
gerichts ist. 

Der Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuwei- 
sen. 


Reditsmittelbelehrung 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage beige- 
fügt ist, unter den dort genannten Voraussetzungen 
Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht erho- 


ben werden. Sie muß binnen eines Monats seit der 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages — 
- — beim Bundesverfassungsgericht ein- 
gegangen sein. 
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